
Gestaltungsmöglichkeiten durch nicht gerechtfertigte 
Verallgemeinerungen und vielfach zu unbegründeter 
Kritik des Rechts. Sie ist häufig der Grund für herz­
loses Administrieren, durch welches dem sozialistischen 
genossenschaftlichen Gedanken keine Freunde ge­
wonnen werden. Die Sache ist weiterhin ein lehrreiches 
Beispiel dafür, daß eine bloß ausschnittsweise Behand­
lung des Rechtsstoffes durch das Gericht, eine be­
schränkte Betrachtung unter dem Gesichtspunkt des 
geltend gemachten Anspruchs nur eine ungenügende 
Auseinandersetzung mit der zugrunde liegenden Pro­
blematik herbeiführt und nicht hilft, die notwendige 
Veränderung und Verbesserung in der Arbeit der 
Handelsorgane herbeizuführen.

Zunächst muß am Rande vermerkt werden, daß der 
schriftsätzlich mitwirkende Generalstaatsanwalt auf die 
in Betracht kommende umfangreiche Problematik hin­
gewiesen hatte. Leider war das vergebens. Das Urteil 
setzt sich hiermit nicht auseinander. Es verhindert da­
durch eine wirksame Kontrolle des Rechtsgebarens des 
genossenschaftlichen Handels, die der Generalstaats­
anwalt u. a. auch durch die von ihm im Zivilprozeß und 
im Arbeitsrechtsstreit abgegebenen Erklärungen übt. 
Das ist der Sache nicht zum Vorteil. Da das Urteil aber 
die Hinweise des Generalstaatsanwalts nicht einmal er­
wähnt, entsteht die Frage, ob nicht generell verlangt 
werden muß, daß sich auch die Zivilgerichte mit den im 
Prozeß vorgebrachten Meinungsäußerungen des Staats­
anwalts im Urteil wenigstens dann auseinanderzusetzen 
haben, wenn diese offenkundig von allgerrleiner Bedeu­
tung sind. Man kann sehr wohl die Meinung vertreten, 
daß der Prozeßstoff nicht erschöpfend behandelt ist, so­
lange das nicht geschehen ist. Die Zivilgerichte sollten 
sich die weit verbreitete Praxis der Strafgerichte zu 
eigen machen, bei denen sich diese Verfahrensweise ein­
gebürgert hat. Dabei sollten sie sich nicht dadurch 
hemmen lassen, daß der mitwirkende Staatsanwalt im 
Zivil- und Arbeitsrechtsstreit nicht Partei ist wie im 
Strafprozeß. Seine Erklärungen sind zwar nicht prozeß­
bestimmend, aber sie sind auch nicht nur unbeachtliche 
Randglossen, sondern immerhin Bekundungen eines zu­
lässigerweise am Verfahren mitwirkenden Staats­
organs. Im gegebenen Falle dienten sie erkennbar der 
Ausübung der staatsanwaltschaftlichen Kontrolle der 
Gesetzlichkeit in den genossenschaftlichen Handelsbe­
trieben.

Diese Erklärungen sind daher — worauf die Gerichte 
mit Recht viel Wert legen — den Parteien mitzuteilen 
und zum Gegenstand der mündlichen Verhandlung zu 
machen. Das sowjetische Recht bezeichnet sie als Gut­
achten. Vom Standpunkt des geltenden Zivilprozeß­
rechts kann man immerhin die Frage stellen, ob das 
Verfahren nicht an einem wesentlichen Mangel leidet, 
wenn die Äußerungen des Staatsanwalts den Parteien 
nicht mitgeteilt oder nicht zum Gegenstand der münd­
lichen Verhandlung gemacht werden, und ob das Urteil 
nicht auf solchem Mangel beruht, wenn es sich mit der 
Meinung des Staatsanwalts nicht auseinandersetzt. Das 
sei jedoch hier nur als ein bereits aktuelles, bei der 
Umgestaltung des Zivilprozeßrechts zu beachtendes 
Problem angemerkt.

Man wird aber zumindest erwarten können, daß bei 
der Darstellung der Prozeßgeschichte die Tatsache nicht 
einfach überhaupt unter den Tisch fällt, da sich der 
Staatsanwalt geäußert und eine bestimmte Meinung in 
der Sache vertreten hat. Der 2. Zivilsenat des Obersten 
Gerichts hält noch nicht einmal das für erforderlich. 
Das führt zu einer fälschlichen Darstellung der Prozeß­
geschichte und bei den Staatsanwälten zu der Auf­
fassung einer Unterschätzung ihrer zivilistischen Tätig­
keit durch den 2. Zivilsenat. Dieser Eindruck sollte 
vermieden werden. Jedoch sind das nicht die wesent­
lichen Punkte der an dem Berufungsurteil des Obersten 
Gerichts zu übenden Kritik.

Größere Beachtung verdient es, daß die Klägerin, 
eine Konsumgenossenschaft, wegen einer äußerst streiti­
gen Forderung von nahezu 3500 DM gegen die Ver­
klagten beim Kreisgericht ursprünglich einen Zahlungs­
befehl beantragt hatte. Der Sekretär des Kreisgerichts 
hatte ihn bedenkenlos erlassen, obgleich als Anspruchs­
grund „Mankobeträge“ angegeben worden war. Wenn 
die Verklagten auch rechtzeitig Widerspruch erhoben

und daher keine Rechtsbeeinträchtigung erfahren 
haben, so wäre es doch angezeigt gewesen, die Klägerin 
darauf aufmerksam zu machen, daß das Mahnverfahren 
nicht geeignet ist, um bei von vornherein streitigen 
Forderungen den Prozeßweg zu ersetzen. Auch dem 
Sekretär des Kreisgerichts hätte man sagen sollen, daß 
es seine Pflicht ist, sich vor Erlaß eines Zahlungsbefehls, 
mit welchem zufolge seiner Begründung offenbar 
arbeitsrechtliche Ansprüche geltend gemacht werden 
sollen, um eine ausreichende Klärung des Anspruchs­
grundes zu bemühen. Hätte sich herausgestellt, daß in 
der Tat ein arbeitsrechtlicher Anspruch geltend ge­
macht wird, dann hätte nach dem Urteil des 2. Zivil­
senats des Obersten Gerichts vom 8. November 1954 
- 2 Zz 140/54 - (NJ 1955 S. 287) das Mahngesuch zu­
rückgewiesen werden müssen. War der Anspruchsgrund 
aber zivilrechtlicher Natur, dann mußte das schon des­
halb klargestellt werden, weil das Mahngesuch nicht 
begründet war, solange das nicht dargelegt wurde. Aber 
selbst wenn sich schließlich herausstellte, daß ein zivil­
rechtlicher Anspruch erhoben wurde, durfte der Sekre­
tär darauf hinweisen, daß bei Streitigkeiten der Forde­
rung das Mahnverfahren nur den unvermeidlichen Pro­
zeß verzögert.

Im vorliegenden Verfahren war von den Verklagten 
die Unzuständigkeit des Zivilgerichts in erster und 
zweiter Instanz mit der Begründung gerügt worden, es 
habe ein Arbeitsrechtsverhältnis Vorgelegen. Darin lag 
der Schwerpunkt des Prozesses. Der 2. Zivilsenat hat 
sich damit zwar auseinandergesetzt, aber auf eine nicht 
überzeugende Weise. Er kommt im Ergebnis zur Ver­
neinung der Annahme eines Arbeitsrechtsverhältnisses. 
Aber die dafür angeführten Argumente sind nicht 
sonderlich stark und stimmen — wie mir scheinen will — 
nicht einmal mit den festgestellten Tatsachen überein.

Der Senat geht von dem zwischen der Klägerin und 
den Verklagten geschlossenen formularmäßigen „Agen­
turvertrag“ aus, in welchem ausdrücklich auf die §§ 84 
bis 92 HGB Bezug genommen wird. Ein in dessen § 9 
enthaltenes beschränktes Konkurrenzverbot, wonach 
es den Verklagten verboten ist, Geschäfte für andere 
Organisationen mit den von der Klägerin geführten 
Waren zu betreiben, dient ihm als Grundlage, um das 
Vorliegen eines Arbeitsrechtsverhältnisses zu ver­
neinen. Der Senat zieht zwar in Erwägung, daß auch 
Handlungsagenten vom Geschäftsherrn tatsächlich der­
artig abhängig sein können, daß ihnen die erforderliche 
relative Selbständigkeit der Geschäftstätigkeit fehlt. Er 
leitet aber daraus nur die Schlußfolgerung ab, daß ein 
Geschäftsbesorgungsvertrag vorliege, auf den wenig­
stens einige der für Angestellte geltenden arbeitsrecht­
lichen Schutzgrundsätze angewendet werden müßten. 
Er läßt die Frage auf sich beruhen, welche Grundsätze 
das im einzelnen sind, und meint nur, der „Agentur­
vertrag“ lasse die Verklagten nach seinem § 1 ohnehin 
nur für Verschulden haften.

Die Eigenart des Agenturvertrages besteht zweifellos 
darin, daß er Selbständigkeit des Agenten voraussetzt. 
Ikr Fehlen kann nur zu der Rechtsfolge führen, daß 
kein Agenturvertrag, aber auch kein zivilrechtlicher 
Geschäftsbesorgungsvertrag (§ 675 BGB) vorliegt, weil 
auch dieser eine selbständige Tätigkeit wirtschaftlicher 
Art für einen anderen voraussetzt. Man kann daher 
auch nicht annehmen, daß die Verneinung der Selb­
ständigkeit nur die Anwendung aller derjenigen Be­
stimmungen über den Agentur- oder den Geschäfts­
besorgungsvertrag ausschließt, die Selbständigkeit vor­
aussetzen. Um Klarheit darüber zu gewinnen, welcher 
Natur das zwischen den Partnern bestehende Verhält­
nis ist, muß die soziale und wirtschaftliche Abhängig­
keit des „Agenten“ vom Geschäftsherm untersucht 
werden. Das kann nur auf der Grundlage der tatsäch­
lich vorhandenen sozialen und wirtschaftlichen Be­
dingungen dieses Verhältnisses geschehen. Auch die 
rechtlichen Bestimmungen, denen es nach der Partei­
vereinbarung unterliegen soll, sind unter diesem 
Gesichtspunkt zu würdigen.

Die Darlegungen des 2. Zivilsenats leiden gerade in 
dieser Beziehung an Mängeln. Durch sie wird die von 
den Verklagten aufgeworfene 'Frage, ob ein Arbeits­
rechtsverhältnis vorliegt oder nicht, auf den geltend 
gemachten Schadensersatzanspruch beschränkt. Der
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